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Beklagte und Revisionsklägerin,

—Prozeßbevollmächtigterz „ „ „ „ „ ° „ „ ° „ „ „ °

Der 2„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 31„ Oktober 1969 durch

Senatspräsident B r a c k m a n n

‚
-Vorsitzender-,

Bundesrichter Dr„ B a r e s e l und

Bundesrichter H u n g e r ,
Bundessozialrichter G e b a u e r und

Bundessozialrichter G e i s e n

für Recht erkannt:

Die Urteile des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 100 Januar 1967 und des Sozialgerichts Lüneburg

vom 31„ Oktober 1963 werden aufgehoben°
Die Klage wird abgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind

nicht zu erstatten„ ‘
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G r ü n d e
...—... __„_. ‚_..- ‚___—‚__

Die Klägerinnen sind die Hinterbliebenen des

1962 bei einem Verkehrsunfall tödlich verunglück—

ten Wi Atzxr:_ -----(A ), der als Reisender bei der

Landhandelsf1rma "K -»----.-:::::::r::::z::r‘Sch.__„_.31‘Inhaber G‘:::Jiiiiiliiiliiii;il

sen„— beschäftigt war und in Billerbeck bei 8013121:

wohnte„ A° hatte am Unfalltage den ihm zugeteilten Fir—

men—Pkw zur Reparatur nach Uelzen gebracht; da die

Reparatur an diesem Tage nicht mehr fertig wurde, holte

Gixxgwf}jun
, der Sohn des Firmenchefs, mit seinem

Firmen Pkw A„ Von Uelzen zur Heimfahrt ab° Über die Ein—
zelheiten des Geschehens bis zum Unfall hat das Landes—

sozialgericht (LSG) folgende Feststellungen getroffen:

GI: tist auf Veranlassung der Firma etwa
gegen 15

oo Uhr mit seinem Pkw von SCh:xmzr
aus nach Uelzen gefahren und dort etwa
16000 Uhr eingetroffen° Er hat dann mit A0
die VW—Vertretung in Uelzen aufgesucht° Dort
haben beide einen VW—Transporter besichtigt°
Der Grund für diese Besichtigung ist nach
der Bekundung des Zeugen G
sehen, daß sich sein Vater mit dem Gedanken
t_rug‚ die Fahrzeuge der Firma auf kombi-

nierte Fahrzeuge der VW Fabrikate umzust el—
leno G::zzx■ hat die Gelegenhei.t zur Besich—
tigung an diesem Tage auch deshalb wahrgenom-
men, weil es ihm auf das Urteil des A über
die Verwendung dieser Fahrzeuge im Betriebe
besonders angekommen ist° Während des Besu«
ches einer Gaststätte in Uelzen schlug

' auf der Rückfahrt nach

»

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


als üblich bestellt hatte° A° war mit dem Vorschlag,
den Zeugen F“” taufzusuchen, sofort einverstanden,
obwohl, wie Q;„1113 einräumen mußte, A° keine un—

'mittelbaren finanziellen Vorteile durch die Teil-
nahme an den geschäftlichen Verhandlungen erwuchsen„
Andererseits war G:Z::::Lihteressiert an der Teil-
nahme des A„, weil er selbst noch wenig Erfahrung
bei Verhandlungen mit Kunden hatte, während A ein
versierter Reisevertreter war, ::::x:-hatte gegen—
über A keine Weisungsbefugnis° Zu welchem genauen
Zeitpunkt G”““I """31und A bei dem Zeugen F;:xz:ein—
getroffen sind, läßt sich nicht mehr ermitteln°
Jedenfalls hat G::tr -----den Zeugen F:.""""..::.zu einem
Besuch der in der Urt

sjchaft
gelegenen Gastwirt—

schaft eingeladen° Die Beteiligten sind dort etwa
gegen 18 #5 Uhr einget10ffen und haben über eine
Lieferung von 100 Sack Mehl an r1311.verhandelto
Die Verhandlungen hierüber, insbesondere über den
Preis, haben sich nach den übereinstimmenden Aus—
sagen der zellan G';jj;‘;'jjjjj;;j_';______________
gen° Sie waren auch nocn

nicht beendet, als
Gf “?““seine damalige Verlobte, die Zeugin
G ...................., geborene K„‚ um 20„41 Uhr anrief, um
sich dafür zu entschuldigen, daß er eine mit ihr
getroffene Verabredung für l9„oo Uhr nicht habe
einhalten können„ Nach der Aussage der Zeugin
G::::t:.bemerkte diese, daß ihr damaliger Verlob-
ter unter Alkoholeinwirkung stand, und machte ihm
deswegenVOPWÜPFe,insbesondere legte sie ihm
dringend nahe, er mögeauf keinen Fall den Kraft—
wagen selbst steuern° Es kam hierauf zu einer
Ausceinandersetzumg, während der A„ der Zeuge
dieses Gesprächs war, den Hörer übernahm und mit
der Zeugin Gil ““‘1M""""‚das Gespräch fortsetzte°
1\„ sagte de1 Zeugi'n ({::::::::.z‘:.z:t::::;}..zu, daß er die Füh-
rung des Kraftwagens übernehmen werde° ‘.:x::xm
nahm hierauf das Gespräch mit seiner Verlooteh
wieder auf und erklärte wörtlich. "Wir kommen
in einer halben Stunde vorbei° Nun sei nicht
böse auf mich, wir haben ein gutes Geschäft mit
dem Bäckermeist@r E::::"abgeschlossen„" Diese
wörtlich wieder gegebene Aussage der Zeugin
tri1 ft jedoch nach den übereinstimmenden Aus—
sagen der Zeuge n u::. .„„

»und I.."""""""""insofern
nicht eanz zu, als das Geschäftatsachl1cn
noch nicht "abgeschlossen" war° Vielmehr bega-
ben SiCh A und G:IIKII'WiGÖGP zu F:1::“und ver—
handelten mit ihm bis kurz vor ihrem Ne„gang„

_Nach -Äb50hlUB des Geschäfts sind A und GTI:::::
nicht sofort aufgebrochen, weil dies ei.ne Unh0:
liühkeit dem Kunden gegenüber bedeutet hätte°

- 4 -
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Es ist vielmehr von den Beteiligten noch einiges
getrunken worden° Nach den Aussagen des Zeugen
G&x:xxm im Strafverfahren und im Verfahren vor
dem BoZialgericht hat dieser dann bei der Ab—
fahrt von der Gastwirtschaft die Schlüssel sei—
nes Wagens A° gegeben und dieser hat den Wagen
gesteuert, während sich Gt:x::z nach seinen
Angaben auf die Rücksitze des wégens schlafen
legteoAuf Grund der von dem Zeugen th2121 sei-
ner damaligen Verlobten gegenüber gemacntén
Ankündigung war offensichtlich beabsichtigt,
diese Zeugin in C ::xxxaufzusuchen„ Nach
Zurücklegung einer etwa 15 km betragenden Weg—
strecke ist es dann etwa gegen 23„oo Uhr zu
dem Unfall gekommen°

Für den Unfallzeitpunkt war bei GC;3:j;gjuno ein Blutalko—

holgehalt von 1,84 o/oo, bei A„ ein solcher von 1,86 o/oo

ermittelt worden° Gi21113; der den Unfall mit leichten

Verletzungen überstand, wurde wegen fahrlässiger Tötung

mit acht Monaten Gefängnis bestraft; dabei ging die Strafe

kammer davon aus, es sei nicht nachweisbar, daß GCIZ?II;

im Unfallzeitpunkt den Pkw gesteuert habe, er trage aber

die Verantwortung dafür, daß er die Führung des Wagens

bei der Heimfahrt A„ übertragen habe‚ ‘ ‘

Die Beklagte lehnte die Gewährung der Hinterbliebenenent—

schädigung mit der Begründung ab, AO habe sich nach Erle-

digung der Geschäftsangelegenheiten noch eigenwirtschaft-

lich betätigt; auch sei der Unfall durch seine alkohol-

bedingte Fahruntüchtigkeit verursacht worden°

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte zur Entschädigungs—

zahlung verurteilt: ' '.

Die Beweisaufnahme habe nicht geklärt, ob zur Unfallzeit—

GTKIIII oder A„ den Pkw gelenkt habe° Da die Beklagte

sich auf den Ausnahmefall einer Kausalität des Alkohol-

einflusses für den Eintritt des Unfalls berufe‚ diese

Kausalität aber nicht beweisbar sei, müsse der Klage statt—

gegeben werden"
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Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Be-

klagten_zurückgewiesenz “

Der Aufenthalt in Uelzen sei für A° betriebsbedingt

gewesen, Auch die Teilnahme
an den geschäftlichen Ver-

handlungen mit dem Bäckermeister Fritz in w:::::::: ....

sei dem Beschäftigungsverhältnis des A° zuzurechnen,

Der hierdurch bis zur Abfahrt aus W
„„„„„

;T’erhalten

gebliebene Unfallversicherungs-(UV)—Schutz sei auch

nicht deshalb entfallen, weil G13:ü5;7und A° anschlie-

ßend nicht sogleich nach Schnega bzw° Billerbeck, son-

dern nach 023332 111zum Besuch der Verlobten des GI::1::;
I

weiterfahren wollten; denn der Unfall habe sich schon

/‚

ereignet°

Entfallen wäre allerdings der UV—Schutz für A„, wenn

feststünde, daß A° den Pkw gesteuert habe; denn in die—

sem Fall wäre —mangels nachweisbarer sonstiger Mitursa—

chen— die alkoholbedingte absolute Fahruntüchtigkeit des

A„ als die rechtlich allein wesentliche Unfallursache

anzusehen° Es sei indessen nicht erwiesen, daß A° den

Pkw gefahren habe° Wenn auch G:t:::r jun° im Straf— und

im sozialgerichtlichen Verfahren im■er wieder behauptet

habe, A° habe den Wagen bis zur Unfallstelle gesteuert,

bestünden gegen seine Glaubwürdigkeit starke Bedenkeno

Denn bei seiner Einlassung vor dem Strafrichter könne

es sich um eine Schutzbehauptung des —wiederholt wegen

Verkehrsdelikten unter Alkoholeinwirkung vorbestraften -
+t:tx:g;juno gehandelt haben° Aus dem vom LSG eingeholten

Gutachten des technischen Sachverständigen Dileng° PÜII

ergäben sich keine sicheren Anhaltspunkte zur Klärung

dieser Frage„ Da nun aber die Behauptung, A° habe im
Unfallzeitpunkt den Firmen-Pkw des Gn:::x:zjun° gesteu-

ert, eine rechtsvernichtende Einwendung darstelle, habe

nach dem Grundsatz der objektiven Beweislast (BSG 6, 70)
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die Beklagte die Folgen der Beweislosigkeit zu tragen,

denn sie leite aus der von ihr behaupteten, aber nicht

feststellbaren Tatsache das Recht her, den an sich

bis zuletzt gegebenen UV—Schutz wegen Alkoholbeein-

flussung des A, zu bestreiten°

Wenn A° zur Unfallzeit nicht selbst gesteuert hätte,

sondern als Beifahrer im Pkw des Gmx::::;jun„ mitge—
fahren wäre, sei mit der Rechtsprechung des Bundes—

sozialgerichts -BSG— (BSG 1%, 64) anzunehmen, daß der

UV—Schutz für A° nicht entfallen sei, Der Anspruch der

Klägerinnen sei hiernach begründet°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Gegen das am 14„ Februar 1967 zugestellte Urteil hat

die Beklagte am 15° Februar 1967 Revision eingelegt
und sie wie folgt begründet: Das LSG habe die Grenzen

des richterlichen Beweiswürdigungsrechts überschritten,

indem es sich entgegen den Bekundungen des Gü:t:i■'jun°

nicht davon überzeugen ließ, A° habe im Unfallzeitpunkt

den Pkw gesteuert; die Zweifel des LSG an der Glaubwür»

digkeit dieses Zeugen seien unberechtigt„ Die —im Revi—

sionsverfahren von Amts wegen zu prüfende— Frage der

Beweislastverteilung sei vom LSG unrichtig beurteilt

worden; die Behauptung der Klägerinnen, A° habe den

Unfall als Mitfahrer erlitten, betreffe eine anspruchs—

begründende Tatsache, deren Nichterweislichkeit der

Annahme eines Arbeitsunfalles entgegensteheo Selbst

wenn man aber davon ausgehe, daß bei der unfallbrin«

genden Fahrt nicht A„ sondern C;:z::ziam Steuer ge=

,
sessen habe, sei der UV—Schutz zu verneinen, weil die-

ses Verhalten von zwei Freunden, die gemeinsam bis

zur Volltrunkenheit gezecht hätten, als eine den Unfall

herbeiführende selbstgeschaffene Gefahrerhöhung anzu-

-'7=
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sehen sei (Schleswig—Holsteinisches LSG, Breithaupt

1967, 1007)° '
Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen Urteile

die Klage abzuweisen,

hilfsweise,

die Sache nach 5 170 Abs° 2 Satz 2 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) an die Vor—
instanz zurückzuverweisen°

Die Klägerinnen beantragen Zurückweisung der Revision°

Sie pflichten dem Berufungsurteil bei und meinen, die

Unaufklärbarkeit der Frage, ob G
......................

}Juno oder A0 den

Pkw gelenkt habe, müsse nach den von den Vorinstanzen

zutreffend angewandten Grundsätzen der Beweislastver—

teilung der Beklagten zur Last falleno

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig° Sie hat auch

Erfolg°

Keine rechtlichen Bedenken bestehen gegen die Annahme

des LSG, für A„ habe bis zur Abfahrt aus \“ „111313353533:'‚1‘_'‚1‚1}tjjf;;jj;/"UV-

Schutz bestanden° Die in der schriftlichen Revisionsbe—

gründung vorgetragene gegenteilige Ansicht der Beklag—

ten geht fehl° Abgesehen davon, daß der aus betriebli—

chen Gründen nach Uelzen gefahrene A° dort von dem ihm

auf Veranlassung der Firma nachgeschickten G;ü%”f3"juno

abgeholt werden mußte, waren beide dann in w :
längere Zeit geschäftlich täti.g Mit Recht hat das

LSG

dargelegt„ daß die Teilnahme des A° an den Verhandlun—

gen mit dem Bäckermeister Fjjjj"übGP den Verkauf eines

größeren Postens Mehl den Interessen der Firma diente,

bei der A° beschäftigt war„ Den UV—Schutz konnte es auch

_ 8 _
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nicht beeinträchtigen,daßbei der Weiterfahrt aus
H“11:13;1:7'::t:f:f:::::f3::::.:';j:';das nächste Ziel der Wohnort der damali—

gen
Verlobth des G.::::::r::r:::.tzzzzäjun° gewesen sein soll;

denn der Unfall ereignete sich auf der B 71, also

noch auf einer Strecke, die Gt:trr: und A0 auch be—

fahren mußten, wenn sie nach Schnega gelangen wollten°

Unbegründet ist ferner das Revisionsvorbringen, das LSG

hätte den Bekundungen des Zeugen G::q:;n jun° Glauben

schenken und sich davon überzeugen lassen müssen, daß

im Unfallzeitpunkt ß, den verunglückten Pkw gelenkt

habe° Im Unterschied zum Schöffengericht und zur Straf—

kammer des Landgerichts Lüneburg war das LSG hinsicht—

lich der Behauptungen des G::xxzj;juno an den strafpro—

zessualen Grundsatz in dubio
projreo

nicht gebunden" Den

Ausführungen, mit denen das LSG seine Zweifel an der

Glaubwürdigkeit des G ::::jäjun, begründet hat, ist

eine Überschreitung der Grenzen des Rechts auf freie

richtliche Beweiswürdigung (vgl° BSG 2, 236) nicht zu
entnehmen°

Schließlich vermag der Senat nicht der von der Revision

vertretenen Auffassung zu folgen, A° hätte auch dann den

UV—Schutz eingebüßt, wenn er den Pkw nicht gelenkt hätte,

sondern als Mitfahrer verunglückt wäre° Das LSG hat in—

soweit mit Recht auf das Urteil des erkennenden Senats

vom 28° Februar 1961 (BSG 14, 64 = SozR Nr° 37 zu @ 5M2

RVG aF) hingewiesen und die darin aufgestellten Grund-

sätze zutreffend auf den hier zu entscheidenden Sach=

verhalt angewandt, Der Senat sieht sich nicht zur Preis=

gabe seines Standpunktes veranlaßt, daß das Fehlverhal-

ten eines durch Alkoholgenuß fahruntüchtigen Kraftfah-

rers nicht ohne weiteres den UV=Schutz des Mitfahrers

berührt° Insbesondere bietet hierzu die von der Revision

angeführte Entscheidung des Schleswig—Holsteinischen LSG
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(Breithaupt 1967, 1007) keinen Anlaß, da diese Entschei-

dung eine Auseinandersetzung mit den in BSG 14, 66 dar5..
gelegten Erwägungen vermissen läßt°

Die Revision ist jedoch insofern begründet, als sie sich

gegen die Auffassung wendet, die das LSG zur Frage der

Beweislastverteilung vertritt° Auszugehen ist hierbei

von den unangefochtenen Feststellungen des LSG, daß

beide Wageninsassen in annähernd gleichem Maße alkohol-

bedingt fahruntüchtig waren und daß neben der Alkohol—

beeinflussung des Pkw—Fahrers sonstige Mitursachen des

Verkehrsunfalls vom 28° Februar 1962 nicht ersichtlich
sind, Hieraus hat das LSG zutreffend gefolgert, daß für

A„ wenn er den Wagen im Unfallzeitpunkt gesteuert haben

sollte, der UV—Schutz entfallen müßte, weil dann anzu-

nehmen wäre, daß seine alkoholbedingte Verkehrsuntüchtig-

keit die rechtlich allein wesentliche Unfallursache dar—

stellte (vgl° BSG 12, 242)° Allerdings hat das LSG nicht
festgestellt, wer von den beiden Pkw—Insassen im Unfall-

zeitpunkt am Lenkrad gesessen hat° Nach seinen —von den

Beteiligten nicht wirksam angegriffenen— Ausführungen hat

sich in dieser Richtung der Sachverhalt trotz Ausschöpfens

aller Möglichkeiten nicht hinreichend aufklären lassen°

Das LSG ist also insoweit zu einem non liquet gelangt;

es meint jedoch, bei der Behauptung der Beklagten, A,

habe gesteuert, handele es sich um eine "rechtsvernich-

tende Einwendung" (es muß offenbar heißen: Vorbringen
einer rechtshindernden Tatsache —vgl° Brackmann, Hand—

buch der Sozialversicherung, 10—6, Aufll, S° 244 m II;

Krasney, BG 1967, 512); die Folgen der Nichtfeststell—
barkeit der von ihr behaupteten Tatsache habe die Beklagte

zu tragen, weil sie hieraus das Recht herleite, den an

sich bis zuletzt gegebenen Versicherungsschutz wegen
Alkoholbeeinflussung des A° zu verneinen„ Dieser Meinung

pflichtet der erkennende Senat nicht bei°

..]_O-
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Im sozialgerichtlichen Verfahren gilt zweifelsfrei der

Grundsatz der objektiven Beweislast, wonach die Fol—

gen der objektiven Beweislosigkeit oder des Nichtfest—

gestelltseins einer Tatsache, von dem Beteiligten zu

tragen sind, der aus dieser Tatsache ein Recht herlei-

ten will (vgl° ua BSG 6, 70, 13; 8, 245, 247; 15, 112,

114; 19, 52, 53; 24, 25, 27; Brackmann aaO„ S„ 244

m II mit weiteren Nachweisen)° Zu den anspruchsb€grün—

denden Tatsachen gehört auch das Vorliegen der haf—

tungsbegründenden Kausalität zwischen der versicher—

ten Beschäftigung und dem Unfallereignis (vgl° Brack—

mann aaO, S° 244 m II; Ricke, BG 1965, 111, 113 und

SGb 1966, 395, 397; Krasney, BG 1967, 312 f mit weite—

ren Nachweisen)° Da nun für den tödlichen Verkehrsun—

fall des A, die alkoholbedingte Fahruntüchtigkeit des

Pkw—Fahrers als die rechtlich allein wesentliche Ursa-

che anzusehen ist, gehört für den Entschädigungsanspruch

der Klägerinnen der Umstand, daß A, nicht der Fahrer,

sondern nur Mitfahrer gewesen ist, zu den anspruchsbe-

gründenden Tatsachen; denn die haftungsbegründende

Kausalität kann nur gegeben sein, wenn dieser Umstand

erwiesen ist° Läßt sich also nicht aufklären, welcher

von den beiden —gleichermaßen fahruntüchtigen— Wager—

insassen im Unfallzeitpunkt den verunglückten Pkw

gesteuert hat, so sind die Folgen dieser objektiven

Beweislosigkeit von den Klägerinnen zu tragen°

Zwar stellt sich die Frage der Beweislastverteilung erst

dann, wenn der Tatrichter alle Mittel zur Aufklärung des

Sachverhalts erschöpft hat, ohne daß es ihm gelungen ist,

die bestehende Ungewißheit zu beheben; die Handhabung des

Grundsatzes der objektiven Beweislast darf also nicht zu
einer Vernachlässigung der Pflichten zur eingehenden Er—

forschung des Sachverhalts und sorgfältigen Würdigung

der erhobenen Beweise führen (vgl° BSG 27, 40, 42; Krasney
aaO)° In dieser Beziehung haben aber auch die Klägerinnen

das angefochtene Urteil nicht beanstandet°
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Gesichtspunkte der Billigkeit können bei der Frage der

objektiven Beweislast nicht herangezogen werden, da sie

als Maßstab der Beweislastverteilung ungeeignet sind;

als ihr Anwendungsbereich kommt allein die Beweiswürdi—

gungin Betracht (vgl° BSG19, 52, 56, BSG—Urteilvom
26° September 1966, BG 1967, 114; Krasney aaO 80 314, 516%

Gegen das den Klägerinnen nachteilige Erebnis kann schließ—

lich auch nicht die Rechtsprechung des Senats angeführt

werden, die sich mit der Nichterweislichkeit einer alkohol—

bedingten Unfallverursachung befaßt hat (vgl° BSG 7, 249,

254; 15, 9, 12)° Diese Rechtsprechungbetraf eine hier
nicht gegebene Problemstellung; ob sie einer Überprüfung

bedarf (vgl° Krasney, aaO; v° Johnn, Blutalkohol 1969,

255, 264), muß daher bei der Entscheidung dieses Rechts-

streits unerörtert bleiben°

Auf die begründete Revision der Beklagten mußten somit

die Urteile der Vorinstanzen aufgehoben werden°

Die Klage war abzuweisen°
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